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Gesunde Wälder sind resilienter und besser in der Lage, sich bei Bedarf anzu-
passen. Im Kontext des Klimawandels und der Globalisierung gibt es künftig 
eine ganze Reihe an möglichen Gefahren für den Wald. Problematisch sind auch 
Kumulierungen von mehreren Effekten, die sich gegenseitig verstärken, z. B. Tro-
ckenheit, Borkenkäfer und Waldbrand. Verschiedene Massnahmen, um den Wald 
vor biotischen und abiotischen Gefahren zu schützen, sind gesetzlich geregelt. 
Dieser Artikel bietet einen kurzen Überblick über die diesbezüglichen gesetzli-
chen Bestimmungen auf Bundesebene. In Zukunft sollen insbesondere die Kom-
binationseffekte mit dem Ansatz des integralen Risikomanagements besser ange-
gangen werden.

1	 Einleitung

Der Schweizer Wald leidet unter dem 
Klimawandel und den Folgen der Glo-
balisierung. Die ausgeprägte Trocken-
heit und die Sturmereignisse der letz-
ten Jahre haben in mehreren Regionen 
grosse Schäden angerichtet. Steigende 
Temperaturen und zunehmende Tro-
ckenheit während der Vegetationszeit 
setzen die Bäume unter Stress und för-
dern den Befall und die Vermehrung 
von Schadorganismen. Die Waldbrand-
gefahr nimmt zu. Häufigere extreme 
Wettereignisse wie Starkniederschläge, 
Hagel oder Stürme setzen den Wäl-
dern zusäzlich zu. Gleichzeitig steigt 
das Risiko der Einschleppung von ge-
bietsfremden, besonders gefährlichen 
Schadorganismen durch den wach-
senden globalen Handel. Des Weite-
ren spielt der Wald selbst eine wich-
tige Rolle im Umgang mit dem Klima-
wandel. Der Wald bindet Kohlenstoff 
im Holz und er beeinflusst das Mikro-
klima positiv (Bundesrat 2022). 

2	 Rechtliche Grundlagen 

2.1	Bundesverfassung der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft

Der Schutz und die Erhaltung des Wal-
des werden in der Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(BV) erwähnt. Im dritten Titel werden 
das Verhältnis von Bund und Kantonen 
sowie die Zuständigkeiten zwischen 
diesen beiden Akteuren geregelt. Ge-
mäss Art. 77 BV sorgt der Bund dafür, 

dass der Wald seine Schutz-, Nutz- und 
Wohlfahrtsfunktionen erfüllen kann. 
Er legt Grundsätze über den Schutz des 
Waldes fest und fördert Massnahmen 
zur Erhaltung des Waldes.

2.2	  Bundesgesetz über den Wald 

Im Bundesgesetz über den Wald (Wald-
gesetz) widmen sich die Artikel 26ff. 
WaG der Verhütung und Behebung 
von Waldschäden. Unter Waldschäden 
werden Schäden verstanden, die durch 
Schadorganismen oder durch Naturer-
eignisse verursacht werden. Die Wald-
verordnung (WaV) legt fest, dass unter 
dem Begriff «Naturereignisse» Sturm, 
Waldbrand und Trockenheit verstan-
den werden.

Artikel 26 WaG verleiht dem 
Bund die Zuständigkeit zum Erlass 
von Massnahmen, um Waldschäden, 
welche die Wälder in ihrer Schutz-, 
Wohlfahrts- und Nutzfunktion erheb-
lich gefährden können, zu verhüten 
und zu beheben und den Wald als na-
turnahe Lebensgemeinschaft zu schüt-
zen. Der Bund hat zu diesem Zweck 
mehrere Ausführungsverordnungen 
erlassen, welche einerseits Quarantä-
nesorganismen und die besonders ge-
fährlichen Schadorganismen auflis-
ten und andererseits die notwendigen 
Massnahmen definieren. Gestützt auf 
Artikel 26  WaG hat der Bundesrat die 
Pflanzengesundheitsverordnung er-
lassen, um den Umgang mit Quaran-
täneorganismen und anderen beson-
ders gefährlichen Schadorganismen 
zu regeln, d.h. zu verbieten oder ein-
zuschränken. Die Zuständigkeit des 
Bundes umfasst zudem das Erlassen 
von internen organistorischen Mass-
nahmen und das Verbot oder die Ein-
schränkung der Einfuhr von Waren 
oder Pflanzen, welche die Waldfunk-
tionen erheblich gefährden können. 
Diese Bestimmung bildet auch die ge-
setzliche Grundlage für den Betrieb 
des Eidgenössischen Pflanzenschutz-
dienstes (Abt et  al. 2022).

Abb. 1. Darstellung des Aufbaus im Recht. In gelb die Bundesverfassung, in grün das  
massgebende Waldgesetz und in blau die Verordnungen. In grau sind weitere Grundlagen 
wie Richtlinien, Merkbläter oder Vollzugshilfen aufgeführt.
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Art. 28 WaG regelt die «Waldkatas-
trophe» und die Kompetenz dazu. Da-
bei kann die Bundesversammlung mit 
allgemeinverbindlichem, nicht refe-
rendumspflichtigem Bundesbeschluss 
Massnahmen ergreifen, die insbeson-
dere der Erhaltung der Wald- und 
Holzwirtschaft dienen. Die «Waldka-
tastrophe» selber wird hingegen auf 
Ebene Richtlinie umschrieben (z. B. im 
Sturmschadenhandbuch).

Eine Ausnahme vom Verbot des 
Eingriffs in den freien Markt/Wettbe-
werb ist nur dann zulässig, wenn die 
Waldwirtschaft und die Holzindustrie 
in Gefahr sind. Die Massnahmen nach 
Artikel 28 WaG ergänzen die Mass-
nahmen der ordentlichen Förderungs-
politik (Art. 35 ff. WaG) und die ver-
schiedenen ausserordentlichen Mass-
nahmen, die bei früheren Ereignissen 
ergriffen wurden (Abt et  al. 2022). So-
mit kann der Bund Finanzhilfen für 
Massnahmen gewähren, welche die 
Wirtschaftlichkeit der nachhaltigen 
Waldbewirtschaftung verbessern, na-
mentlich befristete gemeinsame Mass-
nahmen der Wald- und Holzwirtschaft 
für Werbung und Absatzförderung bei 
aussergewöhnlichem Holzanfall (Art. 
38a Abs. 1 Bst. c:) oder die Lagerung 
von Holz bei aussergewöhnlichem 
Holzanfall (Art. 38a Abs. 1 Bst. d).

2.3	  Verordnung über den Wald 
(Waldverordnung, WaV)

Gemäss Artiekl 30 WaV sorgt das BAFU 
für die Grundlagen zur Verhütung und 
Behebung von Waldschäden. Ebenfalls 
wird präzisiert, dass das BAFU die kan-
tonsübergreifenden Massnahmen ko-
ordiniert und solche bei Bedarf selber 
festlegt. Im gleichen Artikel werden der 
Eidgenössischen Forschungsanstalt für 
Wald, Schnee und Landschaft (WSL) im 
Rahmen ihres Grundauftrags folgenden 
Aufgaben auferlegt: 
–	 Sie organisiert zusammen mit den 

kantonalen Forstdiensten die Er
hebung von Daten, die für den 
Waldschutz von Bedeutung sind.

–	 Sie informiert über das Auftreten 
von Schadorganismen und anderen 
Einflüssen, die den Wald gefährden 
können.

–	 Sie berät in Waldschutzfragen die 
eidgenössischen und kantonalen 
Fachstellen.

Der Bund gewährt den Kantonen ge-
mäss Artikel 37a WaG Abgeltungen an 
Massnahmen zur Verhütung und Behe-
bung von Waldschäden im Schutzwald. 
Diese richten sich nach: 
–	 dem Gefahren- und Schadenpoten-

zial;
–	 der Anzahl Hektaren des zu  

pflegenden Schutzwaldes;
–	 der Qualität der Leistungs

erbringung.

Seit 2017 ist es gemäss Artikel 40a WaV 
möglich, dass der Bund an die Mass-
nahmen gegen Waldschäden auch aus-
serhalb des Schutzwaldes Abgeltungen 
an die Kantone leistet. Die Höhe die-
ser globalen Abgeltungen an Massnah-
men zur Verhütung und Behebung von 
Waldschäden ausserhalb des Schutz-
waldes richtet sich nach:
–	 der Gefährdung der Wald

funktionen;
–	 der Anzahl Hektaren, auf denen 

Massnahmen ergriffen werden;
–	 der Qualität der Leistungser

bringung.

Diese wird zwischen dem BAFU und 
dem betroffenen Kanton ausgehandelt.

2.4	Verordnung über den Schutz 
von Pflanzen vor besonders 
gefährlichen Schadorganismen

Die Pflanzengesundheitsverordnung 
(PGesV) dient dazu, wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Schäden zu 
verhindern, die durch die Einschlep-
pung und die Verbreitung von Qua-
rantäneorganismen und anderen be-
sonders gefährlichen Schadorganismen 
entstehen können, insbesondere durch 
die Einfuhr und das Inverkehrbringen 
von Waren, die Träger solcher Schad-
organismen sein können. Die Verord-
nung legt insbesondere fest, mit wel-
chen Vorsorge- und Bekämpfungs-
massnahmen die Einschleppung und 
die Verbreitung von Quarantäneorga-
nismen und anderen besonders gefähr-
lichen Schadorganismen verhindert 
werden sollen. Die Meldepflicht wird 
ebenfalls präzisiert sowie die Bestim-
mungen zum Umgang mit Waren (Ein-
fuhr, Durchfuhr, Ausfuhr, Überführen 
und Inverkehrbringen).

2.5	Programmvereinbarungen  
im Umweltbereich

In Programmvereinbarungen zwischen 
Bund und Kantonen werden die Glo-
balsubventionen des Bundes an die 
Kantone und die konkrete Ausgestal-
tung der Zusammenarbeit in den je-
weiligen Aufgabenbereichen festge-
legt. Mit anderen Worten: Es werden 
Art, Umfang und Finanzierung eines 
bestimmten Leistungsprogramms in 
einem bestimmten Aufgabenbereich 
durch einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag geregelt, der normalerweise über 
vier Jahre läuft (BAFU 2018).

Die finanzielle Beteiligung des 
Bundes an Waldschutzmassnahmen er-
folgt über die Programmvereinbarung 
Wald im Teilprogramm Schutzwald. Im 
Programmziel «Waldschutz» wird in 
der Programmvereinbarung festgelegt, 
welche Mittel der Kanton während der 
Programmlaufzeit für die Verhütung 
(inkl. Überwachung) und Behebung 
von Waldschäden einsetzt. Der Bund 
beteiligt sich mit 40 % an den entste-
henden Nettokosten. 

2.6	Vollzugshilfe Waldschutz

Vollzugshilfen des Bundes konkretisie-
ren die rechtlichen Vorgaben und rich-
ten sich an die kantonalen Vollzugsbe-
hörden. Die Vollzugshilfe Waldschutz 
beschreibt die Grundsätze der Zusam-
menarbeit zwischen Behörden, For-
schungsanstalten und weiteren Akteu-
ren im Umgang mit Schadorganismen 
für den Wald. Die einzelnen Module 
beschreiben im Detail, wie die Behör-
den gegen einzelne Schadorganismen 
vorgehen sollen (siehe Abb. 2). Sie wi-
derspiegeln den aktuellen Kenntnis-
stand im Umgang mit diesen Organis-
men (BAFU 2022).

2.7	Sturmschaden-Handbuch 

In der «Vollzugshilfe für die Bewälti-
gung von Sturmschadensereignissen 
von nationaler Bedeutung im Wald» 
(BAFU 2008) wird der Ansatz des in-
tegralen Risikomanagements verwen-
det. Dieser sieht Massnahmen in drei 
verschiedenen Bereichen vor: Vorbeu-
gung, Bewältigung und Regeneration. 
Neben Vorsorge- und Sofortmassnah-
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men werden auch die Abläufe defi-
niert, um ein Sturmereignis von natio-
naler Bedeutung zu bewältigen. Diese 
Vollzugshilfe sollte in den nächsten 
Jahren überarbeitet werden.

3	 Schlussfolgerungen und 
Ausblick

Die rechtlichen Grundlagen haben in 
den letzten Jahren grosse Fortschritte 
ermöglicht, wie die Bekämpfung von 
Waldschäden inner, aber auch aus-
serhalb des Schutzwaldes. In Zukunft 
sollten die Kombinationseffekte bes-
ser angegangen werden. Mögliche Lö-
sungsansätze wie z. B. das integrale Ri-
sikomanagement sollten diese Effekte 
besser berücksichtigen. Forschung und 
Erfahrungsaustausche sollten geför-
dert werden, um das Verständnis der 
Kombinationseffekte zu verbessern. 
Die Bewältigung und Behebung von 
Waldschäden aufgrund ausserordentli-
cher Wetterereignisse sollte weiterge-
führt werden. Weitere fachliche Anpas-

sungen, und ggf. dessen rechtlichen Än-
derungen, werden in der «Integralen 
Wald- und Holz-Strategie 2050» über-
prüft.
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Abb. 2. Darstellung der Module in der Vollzugshile Waldschutz und den übergeordneten Gesetzen. In grün die Pflanzengesundheits
verordnung, in blau die Waldverordnung und in grau die Freisetzungsverordnung.
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Abstract
Dealing with forest damages from the federal government’s point of view
Healthy forests are more resilient and better able to adapt. In the context of 
climate change and the effects of globalization, there is a broad range of possible 
threats to forests. Combinations of several effects that reinforce each other are 
also problematic, e. g. drought and forest fire. Various measures to protect the 
forest from biotic and abiotic hazards are regulated by the legislation. The Federal 
Constitution, the Forest Act and ordinances contain measures. In recent years, 
the legal framework has fostered major progress, for example in combating forest 
damages both in and outside the protection forests. In the future, especially 
the combination effects should be better addressed with the integrated risk 
management approach. Further technical adjustments and, if necessary, its legal 
changes will be reviewed in the Integrated Forest and Wood Strategy 2050.

Keywords: damages, combined effects, measures, law, integral risk management
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